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1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

Die Gemeinde Sölden liegt in attraktiver Lage südlich von Freiburg i.Br. im Hexental 
und ist durch eine gewachsene dörfliche Struktur geprägt. In Sölden leben derzeit rund 
1.200 Menschen. 

Neben der anhaltend hohen Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken im individuellen 
Eigenheimbau, besteht derzeit ein sehr großer Bedarf an Wohnungen in Form von 
Miet- bzw. Eigentumswohnungen im Geschossbau. 

Vor diesem Hintergrund plant die Gemeinde Sölden nun das bisher untergenutzte 
Grundstück Flst. Nrn. 211 und 212 im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden in städtebaulich angemessener Weise in Teilen nachzuverdichten. Die Lage im 
Bereich „Im Gaisbühl“ am Ortsrand bietet die Möglichkeit, die Vorteile der dörflichen 
Infrastruktur mit den Vorteilen der Natur in einer gut erschlossenen, ruhigen und land-
schaftlich herausragenden Lage zu verbinden. 

Nach Abwägung aller Belange hat sich der Gemeinderat der Gemeinde Sölden ein-
stimmig für diesen Standort ausgesprochen. 

Als Entscheidungsgrundlage für den Gemeinderat wurde im Vorfeld des Bebauungs-
planverfahrens drei Projektteams beauftragt, ein städtebaulich- hochbauliches Konzept 
zu erstellen. Das vom Gemeinderat favorisierte Konzept und dessen Weiterentwicklung 
dient nun als Grundlage für die planungsrechtliche Sicherung in Form eines Bebau-
ungsplans. 

Das Areal grenzt unmittelbar an das Landschaftsschutzgebiet „Schönberg (1982)“ an 
und liegt innerhalb des Naturparks „Südschwarzwald“ Im rechtsgültigen Flächennut-
zungsplan (FNP) der Verwaltungsgemeinschaft „Hexental“ ist die Fläche bereits als 
Wohnbaufläche dargestellt. Ein Eingriff in dieses Schutzgebiet ist nicht vorgesehen, so 
dass der Schutzstatus gewahrt bleibt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Blümlematten“ werden zusammenfassend 
folgende Ziele und Zwecke verfolgt: 

▪ Schaffung von Wohnraum in Form von Mehrfamilienhäusern 

▪ Ökonomische Erschließung über die bereits bestehende Straße „Im Gaisbühl“ 

▪ Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung insbesondere unter Be-
rücksichtigung der angrenzenden Bebauung 

▪ Festsetzung von gestalterischen Leitlinien für eine zeitgemäße und an die Umge-
bung angepasste Bebauung 

▪ Planungsrechtliche Festsetzungen zur Sicherung und Gestaltung von Grünberei-
chen und Gewässerrandstreifen 

▪ Einbindung in die umgebende Landschaft 

▪ Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange 

Der vorliegende Bebauungsplan wird als sogenannter qualifizierter Bebauungsplan 
nach § 30 Abs. 1 BauGB aufgestellt. 

2 NUTZUNG UND LAGE DES PLANGEBIETES 

Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 0,22 ha umfasst Teile der Grundstücke Flst. 
Nrn. 211 und 212 und ist derzeit durch ein Wohngebäude mit 4 Mietswohnungen be-
baut. Die dazugehörigen Freiflächen wurden bisher als Garten genutzt. Im südlichen 
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Teilbereich wird das Grundstück durch einige Gehölze und im Norden durch einen Zu-
fluss des Stugenbachs begrenzt. Im Zuge der städtebaulichen Neuordnung wird das 
bestehende Gebäude abgerissen. 

Die Abgrenzung des Bebauungsplans folgt den Darstellungen des Flächennutzungs-
plans und bleibt außerhalb des angrenzenden Landschaftsschutzgebiets „Schönberg 
(1982)“. 

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

▪ Im Osten und Süden durch freie Landschaft und das LSG „Schönberg“ 

▪ Im Südwesten durch das bebaute Wohngrundstück Flst. Nr. 209/5 

▪ Im Nordwesten durch die Straße „Im Gaisbühl“ 

▪ Im Norden durch das bebaute Wohngrundstück Flst. Nr. 215 

Der Geltungsbereich ist im folgenden Kartenausschnitt dargestellt: 

 
Lageplan mit Abgrenzung des Plangebiets (ohne Maßstab) 
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3 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Verwaltungsgemeinschaft He-
xental mit Rechtswirksamkeit vom 15.05.2009, ist der Geltungsbereich des vorliegen-
den Bebauungsplans derzeit als gemischte Baufläche (M) dargestellt. Geplant ist, 
diese Fläche nun als Allgemeines Wohngebiet WA zu entwickeln. Im Zusammenhang 
mit dem westlich angrenzenden Wohngebiet (W) und der geringen Flächengröße von 
ca. 0,19 ha (Allgemeines Wohngebiet) wird davon ausgegangen, dass der Bebauungs-
plan aus den Darstellungen des FNP gem. § 8 Abs. 2 BauGB entwickelt ist. Dafür 
spricht auch, dass der Gesamtbereich sich in den letzten Jahren faktisch zu einem 
Wohngebiet entwickelt hat. 

Zudem wird die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets durch die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets an der Stelle nicht beeinträchtigt, son-
dern in positiver Weise fortgeführt. 

 
Ausschnitt aus dem bestehenden Flächennutzungsplan mit Plangebiet (BürgerGIS Landkreis Breisgau-Hochschwarz-
wald, o. Maßstab) 

4 BESTEHENDES PLANUNGSRECHT 

Im bestehenden Bebauungsplan „Gaisbühl, Untere Tormatten (Herrgasse)“ in der Fas-
sung der 5. Änderung mit Rechtskraft vom 15.04.20214 ist das Plangebiet als Dorfge-
biet festgesetzt. Unter anderem die Festsetzungen zur überbaubaren Grundstücksflä-
che und zum Maß der baulichen Nutzung entsprechen nicht der gewünschten Ausnut-
zung in Form von Mehrfamilienhäusern in einem stimmigen, aufgelockerten Kontext. 
Daher soll der Bebauungsplan für den Überlagerungsbereich durch die vorliegende 
Planung überlagert werden. 
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Ausschnitt aus dem bestehenden Bebauungsplan „Gaisbühl, Untere Tormatten“ (o. Maßstab). 

5 LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIET 

Das Plangebiet grenzt an das Landschaftsschutzgebiet „Schönberg (1982)“ an. We-
sentliche Schutzzwecke sind die Erhaltung von Natur- und Landschaft der Vorberge 
des Schönbergs und seiner Ausläufer in ihrer geologischen und botanischen Eigenart 
und Vielfalt sowie die Erhaltung der offenen Wiesenlandschaft besonders in den Gip-
felbereichen und an den Hängen des Schönbergs, die als Obstwiesen, Feldfluren und 
Weinberge genutzt werden. 

Die vorgesehene Bebauung steht diesem Schutzzweck nicht zuwider. 

6 VERFAHREN 

6.1 Umstellung auf das Regelverfahren 

Das Verfahren wurde ursprünglich im beschleunigten Verfahren als Kombination von 
§§ 13a und 13b BauGB begonnen. Nachdem die Anwendung von § 13b BauGB auf-
grund einer gerichtlichen Überprüfung nicht mehr möglich ist, wurde das Verfahren um-
gestellt, sodass es sich nun um ein Regelverfahren mit Umweltbericht und Eingriffs-
/Ausgleichsbilanz handelt. 

Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich, da der Bebauungsplan 
daraus entwickelt werden kann.  

Die bereits durchgeführte Offenlage nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB i.V.m. §§ 13a und 
13b BauGB dient als Frühzeitige Beteiligung nach §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB. 

6.2 Verfahrensablauf 

23.11.2022 Gemeinderatsbeschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
und der örtlichen Bauvorschriften gem. § 2 Abs. 1 BauGB. 

19.07.2023 Beschluss zur Durchführung der Offenlage gem. §§ 3 (2) und 
4 (2) i.V.m. §§ 13a und 13b BauGB. 
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07.08 bis 

08.09.2023 

Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer Planauslage 
gem. § 3 (2) i.V.m. § 13b BauGB. 

07.08 bis 

08.09.2023 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) i.V.m. § 13b BauGB. 

11.10.2023 Erneuter Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Durchfüh-
rung der Offenlage gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB im Regel-
verfahren. 

__.__. bis 

__.__.____ 

Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer Planauslage 
gem. § 3 (2) i.V.m. § 13b BauGB. 

__.__. bis 

__.__.____ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) i.V.m. § 13b BauGB. 

__.__.____ Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen und Anre-
gungen aus der Offenlage und Satzungsbeschluss des Be-
bauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften durch den 
Gemeinderat gem. § 10 (1) BauGB. 

Der Gemeinde sind keine Gründe bekannt, die eine Verlängerung der in §§ 3(2) und 
4 (2) BauGB geregelten Beteiligungsdauer von einem Monat bzw. mindestens 30 Ta-
gen erfordern. 

7 PLANUNGSINHALTE 

7.1 Städtebauliches Konzept 

Im Vorfeld des Bebauungsplanverfahrens wurden drei Projektteams beauftragt, ein 
städtebaulich-hochbauliches Konzept zu erstellen. Die Vorgaben waren  

▪ Maßvolle Nachverdichtung  

▪ nachhaltiges Bauen 

▪ möglichst barrierefreie Bebauung 

▪ max. 2 Vollgeschosse 

▪ Erhalt bestehender Rechte 

▪ Mietwohnungen sind wünschenswert 

▪ Bebauung mit Tiefgarage 

Der durch den Gemeinderat gewählte Entwurf wurde unter Berücksichtigung insbeson-
dere der topographischen, hydrologischen und ökologischen Rahmenbedingungen 
ausgearbeitet und dem Bebauungsplan zugrunde gelegt. 

Unter Berücksichtigung des angrenzenden Siedlungsbestands sind drei punktartige 
Gebäude mit ortstypischen Satteldächern geplant, welche sich in die bestehende 
Hangsituation topografisch gut einfügen. 

Die Erschließung erfolgt in ökonomischer Weise direkt von der Straße „Im Gaisbühl“ 
im Nordwesten. Von dieser Straße erfolgt eine Zufahrt zu einer gemeinsamen Tiefga-
rage, in der die erforderlichen Stellplätze untergebracht werden. Die Tiefgarage soll 
weitestgehend begrünt werden. 
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Durch diese Anordnung können im Plangebiet zwischen den geplanten Gebäuden Frei-
flächen bereitgestellt werden, welche als Grünflächen z.B. in Form von Gärten mit 
Baum- und Strauchpflanzungen angelegt werden und eine hohe Aufenthaltsqualität 
bieten sollen. 

Im Nordosten liegt ein Zufluss des Stugenbachs, welcher durch eine private Grünfläche 
und einen Gewässerrandstreifen geschützt werden.  

Durch Maßnahmen im Bereich über dem Bauvorhaben wird sichergestellt, dass Hang-
wasser in ebendiesen abgeleitet wird und die Situation sich für die Angrenzer nicht 
verschlechtert. Ebenso wird das im Plangebiet anfallende Wasser zunächst zurückge-
halten und gedrosselt abgeführt. Siehe hierzu auch Ziffern 12 und 16 dieser Begrün-
dung. 

Aufgrund der Nähe zur Bestandsbebauung im Südwesten wurde das ursprüngliche 
Konzept nochmals bezüglich der Kubaturen und Höhenentwicklung überarbeitet. So 
wurde die Gebäudetiefe von bis zu 14,40 m im ursprünglichen Konzept auf 12,50 m 
begrenzt. Zudem wurde die Höhe des südwestlichen Gebäudes reduziert und auf bei-
den Giebelseiten ein Rücksprung als Flachdach konzipiert, der als Terrasse genutzt 
werden kann. Dadurch wurde der aufgrund des nach Südosten ansteigenden Gelän-
des entstandenen Höhenunterschieds zwischen bestehender und geplanter Bebauung 
reduziert. Hierdurch entsteht eine der dem Gelände folgenden Staffelung der Gebäude 
(siehe hierzu auch nachfolgende Abbildungen). 

  
Hochbauliches Konzept (stollarchitekten, 13.06.2023) 
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Schnitt A mit Bestandsbebauung (rechts) (stollarchitekten, 13.06.2023) 

 

 
Schnitt B mit Bestandsbebauung (links) (stollarchitekten, 13.06.2023) 
 

 
Ansicht straßenseitig mit Bestandsbebauung (rechts) (FSP Stadtplanung, 29.09.2023) 
 

Die Zufahrt zur verbindenden Tiefgarage erfolgt direkt von der Straße „Im Gaisbühl“. 

7.2 Einfügen in den städtebaulichen Kontext 

Der Bebauungsplan ermöglicht eine vergleichsweise dichte Bebauung, die den Anfor-
derungen an einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden sowie der Schaffung von 
Wohnraum Rechnung trägt. 

Zum Zeitpunkt der Besiedelung des Bereichs Gaisbühl lagen andere Zielsetzungen 
zugrunde, die großzügige Einfamilienhäuser vorsahen, auf eine homogene Einwohner-
gruppe abzielte und vergleichsweise wenig flächensparend war.  
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Mit der vorliegenden Planung soll die bestehende Bebauung durch größere Baukörper 
mit einem bislang unterrepräsentierten Angebot an Wohnungen ergänzt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage der Dimensionierung zu betrachten. Die Ge-
meinde ist sich bewusst, dass die Gebäude gegenüber der jetzigen Bebauung stärker 
in Erscheinung treten und die Situation für die angrenzende Bebauung sich diesbezüg-
lich verschlechtert.  

Die Abwägung zwischen den Belangen der Nachbarschaft und den oben genannten 
Zielen (Schaffung von Wohnraum, Flächensparen) erfolgt auf Grundlage eines hoch-
baulichen Testentwurfs. Dieser diente als Grundlage und Obergrenze für eine mögliche 
Bebauung im Bereich des Bebauungsplans. Zum Entwurf wurden Schnitte erarbeitet. 
Der Schnitt zur Straße wurde zwischenzeitlich ergänzend in der Begründung darge-
stellt. 

Dabei wurde der Geländeverlauf gegenüber der Nachbarbebauung schematisch er-
fasst, sodass hier eine kontinuierliche Neigung dargestellt ist. In der Ausführung wird 
nicht ohne Zustimmung der Nachbarn in die Böschung eingegriffen, was rechtlich auch 
gar nicht möglich ist. Die Böschung wird dementsprechend auf dem Grundstück des 
Vorhabenträgers ausgeführt. Gegebenenfalls sind Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
Beeinträchtigung für die Nachbarschaft zu verhindern. Hierzu kann im Vorfeld der Bau-
maßnahme eine Beweissicherung erfolgen. Aus Sicht der Gemeinde wird daher durch 
den Bebauungsplan kein unzulässiger Eingriff oder eine Gefährdung von Böschungs-
bereichen auf benachbarten Grundstücken vorbereitet oder ermöglicht. 

Die Grundlage zur Beurteilung, ob durch die intendierte Bebauung eine bedrängende 
Wirkung für die Nachbarschaft entsteht, sind Lage, Höhe, Größe und Abstand maß-
geblich. 

Die gesetzlichen Abstände zur Nachbargrenze werden in jedem Fall eingehalten und 
dienen dem Schutz der Nachbarbebauung. Hier ist im Wesentlichen die nächstgele-
gene Bebauung Im Gaisbühl 8 zu betrachten (die übrige Nachbarbebauung ist deutlich 
weiter entfernt und liegt auf der gegenüberliegenden Straßenseite bzw. weiter entfernt 
hangaufwärts). 

Der Abstand zwischen dem Gebäude Im Gaisbühl 8 und dem Haus 3 der vorbereiteten 
Bebauung beträgt mindestens ca. 8,9 m. Bei beiden Gebäuden handelt es sich um 
zweigeschossige Baukörper mit ähnlicher Dachneigung, wobei die projektierten Ge-
bäude im Dachgeschoss einen größeren Kniestock aufweisen. Der Höhenunterschied 
ist in der Stellungnahme dargestellt und beträgt ca. 6,0 m von First zu First. Ursächlich 
ist hier weniger die im Vergleich zum Bestand geringfügig erhöhte relative Trauf- und 
Firsthöhe, sondern das nach Nordosten ansteigende Gelände. Die Lage im Nordosten 
des Bestands sorgt dafür, dass kaum Verschattung durch die Neubauten entstehen. 
Zudem weist das Nachbargrundstück in diesem Bereich einen sehr starken und hohen 
Bewuchs auf, der zumindest in der Vegetationsperiode die Sicht auf die Neubebauung 
voraussichtlich einschränken wird. 

Somit ist aus Sicht der Gemeinde die vorliegende Bebauung mit zwei Vollgeschossen 
und Dachgeschoss durchaus gebietsentsprechend und hat keine bedrängende Wir-
kung auf die Nachbarbebauung. Daher wird der Schaffung von Wohnraum, der Scho-
nung von Außenbereichsflächen und dem flächensparenden Bauen der Vorrang ge-
genüber den Belangen der Nachbarschaft eingeräumt. 

7.3 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der gewünschten Wohnnutzung wird ein Allgemeines Wohngebiet WA 
festgesetzt. 
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Um eine angemessenen Wohnruhe insbesondere im Hinblick auf zu- und abfahrende 
KFZ sicherzustellen, werden der Versorgung des Gebiets dienende Schank- und Spei-
sewirtschaften ausgeschlossen. 

Der Ausschluss von Anlagen für sportliche Zwecke erfolgt aus demselben Grund. Zu-
dem ist in der Regel diese Nutzung mit einem großen Flächenbedarf verbunden. 

Der Ausschluss der ausnahmsweisen zulässigen Nutzungen wie Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen dient der Vermeidung störender bzw. flächenintensiver Nutzungen, 
der Vermeidung von erhöhtem Besucherverkehr und somit der Stärkung der Wohnnut-
zung als angestrebter Hauptnutzung. Tankstellen werden außerdem wegen der mit 
dieser Nutzung verbundenem Lärm- und Geruchsemissionen durch Ziel- und Quellver-
kehr ausgeschlossen. 

7.4 Maß der baulichen Nutzung 

Städtebauliches Ziel ist, im Plangebiet eine für den Standort angemessene, einheitliche 
Baustruktur in Form von Punkthäusern mit entsprechenden Freiflächenanteilen zu si-
chern. 

Die nachfolgend ausgeführten Festlegungen berücksichtigen damit die Forderung des 
BauGB nach einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden im Hinblick auf eine für 
jeden Gebietsbereich angemessene Verdichtung, sowie die Sicherung ausreichender, 
nicht versiegelter und möglichst begrünter Freiflächenanteile. 

7.5 Höhe der baulichen Anlagen 

Grundsätzlich sollen die Höhenfestsetzungen dazu beitragen, dass sich die geplanten 
Gebäude in die vorhandene topografische Situation angemessen einfügen und so das 
Ortsbild in harmonischer Weise abrunden. Dabei wird insbesondere bei der Höhenent-
wicklung auf die vorhandenen Wohngebäude in angemessener Weise entsprechend 
Rücksicht genommen. Zur Höhenkonzeption siehe auch Kapitel 7.1. 

Vor diesem Hintergrund wird für jedes Baufenster (Gebäude) eine individuelle Trauf- 
und Firsthöhe in Meter über NHN festgesetzt. Dabei werden dem aktuellen hochbauli-
chen Entwurf 14 bis 20 cm zugeschlagen. 

Als unterer Bezugspunkt wird die Erdgeschossfußbodenhöhe als Rohfußbodenhöhe 
ebenfalls in Meter über NHN für jedes Baufenster festgesetzt. Um etwaige Umplanun-
gen zu berücksichtigen, kann von der festgesetzten Höhe um bis zu 25 cm nach oben 
oder unten abgewichen werden.  

Gemessen wird die Traufhöhe am Schnittpunkt Außenkante Wand/Oberkante Dach-
haut, die Firsthöhe an der obersten Dachbegrenzungskante. 

Gauben mit einer Gesamtbreite von über 50% der Trauflänge bilden eine neue Traufe 
im Sinne der festgesetzten Traufhöhe. Daher wird für kleinere Gauben mit einer Breite 
von jeweils 3,0 m eine Überschreitungsmöglichkeit der Traufhöhe von 2,0 m festge-
setzt, um im Dachgeschoss eine angemessene Belichtung und ausreichend Wohn-
raum für kleinere Wohnungen zu ermöglichen. Um ein zu massives Erscheinungsbild 
zu verhindern, wird die Gesamtlänge aller Gauben auf einer Traufseite auf 9,0 m bzw. 
50 % der Gebäudelänge beschränkt. 

Ebenso wird eine Erhöhung der Traufhöhe für die Brüstungen zurückgesetzter Ge-
schosse sowie für die der internen Erschließung dienenden Wiederkehren erforderlich. 

Zwerchgiebel sollen von einer Erhöhung der Traufhöhe ausgeschlossen bleiben. Die 
damit architektonisch vergleichbaren Gauben und Wiederkehren sind durch ein 
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Zurückspringen gekennzeichnet und tragen damit zu einem weniger massiven Erschei-
nungsbild bei. Wiederkehren hingegen bilden eine durchgehende Fassade, die im Ein-
zelfall negativ in Erscheinung treten könnte. 

7.6 Baugrenzen, überbaubare Grundstücksfläche 

Die Baugrenzen (überbaubaren Flächen) werden für jedes Gebäude individuell und 
gegenüber dem hochbaulichen Konzept lediglich geringfügig an den Giebelseiten ver-
größert als Einzelbaufenster festgesetzt. Für die Erschließung wird eine Erweiterung 
der Baufenster zur Realisierung einer Wiederkehr berücksichtigt. 

Damit wird eine geordnete städtebauliche Bebauung entsprechend der gewünschten 
Bebauungskonzeption mit entsprechenden Freiflächenanteilen im Plangebiet sicher-
gestellt. 

Für Balkone werden separate überbaubare Flächen dargestellt, um deren Lage hinrei-
chend zu fixieren. Zur Gliederung der Fassade und um ein leichteres Erscheinungsbild 
zu sichern, wird die Breite von Balkonen in diesem Bereich auf 5,0 m beschränkt. Die 
Balkone erzeugen Abstandsflächen, die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 LBO auf dem Grund-
stück selbst liegen müssen oder von den Nachbargrundstücken übernommen werden 
müssen. Da die angrenzenden Grundstücke sich ebenfalls im Besitz des Grundstü-
ckeigentümers des überplanten Grundstücks befinden, ist dies möglich. Sollte aus der-
zeit nicht abzusehenden Gründen die Übernahme der Abstandsflächen nicht möglich 
sein, wäre eine Bebauung des Grundstücks durch Verzicht auf die betroffenen Balkone 
dennoch bestimmungsgemäß möglich. 

7.7 Bauweise 

Im Zusammenhang mit den einzelnen Baufenstern wird eine offene Bauweise mit Ein-
zelhäusern festgesetzt. Diese Bauweise entspricht der ortstypischen Baustruktur und 
ermöglicht eine angemessene und gegliederte Bebauung an dem projektierten Stand-
ort. 

7.8 KFZ-Stellplätze, Stellplatzverpflichtung 

Entsprechend den gemeindeweiten Vorgaben werden je Wohneinheit 1,5 Stellplätze 
festgesetzt. Damit kann dem im ländlichen Raum noch erforderlichen Parkdruck auf 
öffentlichen Flächen begegnet werden. 

Aufgrund der bestehenden Topografie lassen sich KFZ-Stellplätze lediglich entlang der 
bestehenden Erschließungsstraße „Im Gaisbühl“ bis maximal 8,0 m hinter der Straßen-
kante in Form von nicht überdachten, offenen Stellplätzen sinnvoll anordnen. In das 
Gelände eingegrabene Stellplätze sollen vermieden werden. 

Zusätzlich ist eine gemeinschaftliche Tiefgarage für den Großteil der erforderlichen 
Stellplätze vorgesehen, die einen Großteil des Baugrundstücks unterbaut. Überdachte 
Carports oder Garagen sind nicht zulässig. 

In den planzeichnerisch entsprechend gekennzeichneten Flächen (St und TGa) sind 
neben den genannten Nutzungen auch sonstige Nebenanlagen nach § 14 zulässig, 
soweit textlich keine einschränkende Wirkung erzielt wird. 

Durch diese Konzeption kann die interne Erschließung auf das notwendige Maß redu-
ziert werden, so dass beruhigte Gartenbereiche entstehen, welche der Aufenthaltsqua-
lität der zukünftigen BewohnerInnen dienen. Zudem wird auf die angrenzende Bebau-
ung im Sinne der Wohnruhe entsprechend Rücksicht genommen. 
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7.9 Nebengebäude 

Nebengebäude sollen im gesamten Plangebiet grundsätzlich zugelassen werden kön-
nen. Um jedoch Gartenbereiche zu schützen und eine zu große Versieglung zu ver-
meiden wird festgesetzt, dass Nebengebäude, die über 40 m³ Bruttorauminhalt aufwei-
sen, außerhalb der durch die Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Fläche (Bau-
fenster) nicht zulässig sind.  

Zudem wird zum Schutz des Straßenraums festgesetzt, dass ein Abstand von mindes-
tens 1,0 m zur Erschließungsstraße einzuhalten ist. 

7.10 Wohnungen in Wohngebäuden 

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden wird je Baufenster fest-
gesetzt, um eine zu hohe Dichte des Gebiets zu verhindern und dennoch Mehrfamili-
enhäuser mit kleineren Einheiten zu ermöglichen. 

7.11 Grundflächenzahl, zulässige Grundstücksfläche 

Entsprechend dem hochbaulichen Entwurf wird eine Bebauung mit zwei Vollgeschos-
sen sowie einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,52 und einer Geschossflächenzahl 
(GFZ) von 1,0 festgesetzt. 

Die Obergrenze der BauNVO von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete erscheint bei zu-
nehmender Flächenknappheit und einer zunehmend dichteren Bebauung im Woh-
nungsbau nicht mehr angemessen. Für die Hauptbaukörper ergibt sich eine GRZ von 
etwa 0,44, da jedoch u.a. Balkone voll anzurechnen sind, ist die o.g. Erhöhung erfor-
derlich. Durch die Festsetzung von Baufenster nur für Balkone ist ein geringerer tat-
sächlicher Fußabdruck der Hauptbaukörper gesichert. Zudem werden im Gebiet hoch-
wertige Freiflächen und Gebäudeabstände freigehalten und außerhalb des Gebiets 
grenzen die Freiflächen des Landschaftsschutzgebiets an. Durch die etwas dichtere 
Bebauung werden zudem gegenüber etwa einem Einfamilienwohnbau wertvolle Au-
ßenbereichsflächen geschont. Damit sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse sichergestellt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt werden 
vermieden. 

Eine GFZ von 1,0 ist ausreichend, da unter anderem die zur GFZ hinzuzurechnenden 
Balkone bei der GFZ unberücksichtigt bleiben. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Nrn. 1 bis 3 BauNVO sind Garagen und Stellplätze mit ihren Zu-
fahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzu-
rechnen. Dies ist durch den Wunsch, über eine großflächige Tiefgarage Stellplätze un-
terirdisch zu realisieren, in besonderem Maße gegeben. Da diese alle Gebäude ver-
bindet und ein Stellplatzschlüssel von 1,5 zu realisieren ist, fällt sie entsprechend groß 
aus. Im Erscheinungsbild sind weniger Flächen versiegelt, da die Tiefgarage extensiv 
mit einer Substrathöhe von mindestens 30 cm zu begrünen sind. Hiervon ausgenom-
men sind Bereiche wie Wege, Hofflächen, Terrassen oder ähnliches. In Teilen wird die 
Substratschicht aufgrund der Topografie und Staffelung der Gebäude deutlich höher 
ausfallen. 

Daher ist eine Erhöhung der Grundfläche durch die o.g. Anlagen um bis zu 0,9 begrün-
det. 

Insgesamt wird die Ausnutzung am Standort als angemessen erachtet, da in der nähe-
ren Umgebung entsprechende Frei- bzw. Grünflächen vorhanden sind, welche als Aus-
gleich herangezogen werden können. Zudem sind durch diese Überschreitung keine 
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bzw. nur geringfügige Auswirkungen auf die natürlichen Funktionen des Bodens zu 
erwarten, da bereits vor dem Eingriff schon eine hohe Versiegelung durch Gebäude 
und Verkehrsflächen in diesem Teilbereich vorhanden war.  

7.12 Private Grünfläche / Gewässerrandstreifen 

Zum Schutz des Gewässerrandstreifens wird im nördlichen Planbereich um den Bach 
eine 5,0 m breite private Grünfläche festgesetzt, in der die rechtlichen Vorgaben zum 
Gewässerrandstreifen zu beachten sind. 

Die Bezugslinie des Gewässerrandstreifens legt die Untere Wasserbehörde fest, in 
diesem Fall die Mittelwasseranschlagslinie. Im ursprünglichen Bebauungsplan wurde 
ein Gewässerrandstreifen von 4,0 m festgesetzt. Im Sinne des Gewässerschutzes wird 
dieser auf die o.g. 5,0 m festgesetzt. 

Über die gesetzlichen Regelungen zu Gewässerrandstreifen wird zudem festgesetzt, 
dass keine Befahrungen oder Ablagerungen von Materialien, Geräten o.ä. zulässig 
sind und der Bereich mit zweimaliger Mahd / Jahr zu bewirtschaften bzw. zu pflegen 
ist. Düngungen o.ä. sind nicht zulässig. 

Im Zuge der Umsetzung des Bauvorhabens ist darauf zu achten, dass in den Gewäs-
serrandstreifen etwa durch Eintrag nicht eingegriffen wird. Eine entsprechende ökolo-
gische Baubegleitung soll daher vertraglich zusätzlich gesichert werden. 

7.13 Maßnahmen zum Schutz, Pflege u. Entwicklung von Boden, Natur u. Landschaft 

Kupfer-, zink- und bleigedeckte Dächer sind im Plangebiet nur zulässig, wenn sie ent-
sprechend beschichtet sind. Dadurch soll eine Belastung des Bodens als Filter und 
Puffer sukzessive Anreicherung von schwermetallhaltigen Bestandteilen im Boden 
(z.B. Kupfer, Zink, Blei) wie auch eine Auswaschung schwermetallhaltiger Bestandteile 
ins Grundwasser oder Oberflächenwasser vermieden werden. 

Um den Wasserhaushalt nicht mehr als erforderlich zu beeinträchtigen, sind KFZ-Stell-
platzflächen grundsätzlich in einer wasserdurchlässigen Bauweise wie zum Beispiel 
Pflaster mit Rasenfugen bzw. anderen wasserdurchlässigen Fugen, Schotterrasen, 
wassergebundene Decken und Drainpflaster auszuführen. 

Aufgrund der im Plangebiet vorherrschenden Boden- bzw. Grundwasserverhältnisse, 
müssen Untergeschosse wasserundurchlässig bzw. abgedichtet gegen außen drü-
ckendes Wasser ausgeführt werden. 

Neben der aktiven Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers sind als klima-
schützende Maßnahme die Dächer von Nebengebäuden mit einer jeweiligen Dachnei-
gung von 0° bis 10° grundsätzlich extensiv zu begrünen. Hierbei muss die Substrat-
höhe mindestens 15 cm betragen. Die Begrünung muss auf einer Fläche von 75% - 
bezogen auf die jeweilige Gesamtdachfläche - erfolgen.  

Die Photovoltaikpflicht bei Neubauten steht laut Klimaschutzgesetz BW einer Dachbe-
grünung nicht entgegen. Im Gegenteil führt die Kühlung der Photovoltaikmodule durch 
die Verdunstungsleistung einer Dachbegrünung zu einer Steigerung des Stromertrags 
um ca. 4%. Hintergrund: Steigende Temperaturen führen in elektrischen Bauteilen zu 
einem höheren Widerstand, der die Leistung reduziert. Daher wird ein entsprechender 
Passus in die Bauvorschrift zur Möglichkeit einer Photovoltaikanlage aufgenommen. 

Aus gleichen Gründen sind die Dächer von Tiefgaragen außerhalb von Gebäuden, so-
fern sie nicht als Terrassen, Hofflächen, Wege etc. genutzt werden, ebenfalls extensiv 
mit einer Substrathöhe von mindestens 30 cm zu begrünen. 



Gemeinde Sölden Stand: 11.10.2023 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften Fassung: Offenlage 
„Blümlematten“ gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
  

BEGRÜNDUNG  Seite 14 von 24 

 
 

 
Insbesondere zum Schutz von Insekten sind auf privaten Flächen Beleuchtungsanla-
gen nur mit einer insektenfreundlichen Beleuchtung zugelassen. In diesem Zusammen-
hang wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 21 (3) Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) BW Beleuchtungsanlagen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
ebenfalls nur mit einer insektenfreundlichen Beleuchtung zugelassen sind. 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 21a LNatSchG Gartenanlagen 
insektenfreundlich zu gestalten und zu begrünen sind. Schotterungen zur Gestaltung 
von privaten Gärten sind nicht zulässig. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahme-
fähig belassen oder hergestellt werden. 

7.14 Baumpflanzungen 

Als wesentliches Gestaltelement soll im Zentrum der Gebäudegruppe eine Baumpflan-
zung erfolgen, die planzeichnerisch festgelegt wird. 

Darüber hinaus sind zur Ein- und Durchgrünung des Plangebiets pro angefangener 
500 m² privater Grundstücksfläche mindestens ein hochstämmiger Laubbaum 
oder/und ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.  

Grundsätzlich gilt, dass die Bäume dauerhaft zu erhalten und zu pflegen sind. Bei Ab-
gang oder Fällung eines Baumes ist ein gleichartiger Baum nachzupflanzen. 

Die bestehenden und geplanten Bäume tragen neben der Ein- und Durchgrünung des 
Plangebiets gleichzeitig dem Arten- und Klimaschutz bei. 

Bestehende Bäume können nicht erhalten werden, da dies dem Ziel, Wohnraum zu 
schaffen, entgegenstehen würde. 

8 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Vorschriften zu Dächern, Gestaltung unbebauter Flächen, Einfriedungen, Außenanten-
nen und Freileitungen sollen einer gestalterischen Einbindung des Gebiets insbeson-
dere zur freien Landschaft dienen. In diesem Zusammenhang soll gleichzeitig noch 
ausreichend Spielraum für eine individuelle Architektur ermöglicht werden. 

8.1 Dächer von Haupt- und Nebengebäuden 

Im Plangebiet ist eine der Umgebung angepasste Bebauung mit Satteldächern geplant. 
Entsprechend der umgebenden Wohnbebauung werden Satteldächer mit Neigungen 
zwischen 30° und 40° festgesetzt. 

Die Farbe der Ziegel wird auf die bestehende Dachlandschaft abgestimmt und berück-
sichtigt gängige und zurückhaltende Farben. 

An den Giebelseiten sind Dachterrassen vorgesehen, die zum einen Freibereiche 
schaffen und zum anderen die Kubatur des Gebäudes verringern und damit die Bau-
körper besser in die Umgebung einfügen lassen. 

Zusätzlich zu klassischen Ziegeln sind neben solaren Anlagen auch Dachbegrünungen 
zulässig. Diese sind auch bei steiler geneigten Dächern möglich und naturschutzfach-
lich wünschenswert. 

Für Nebengebäude dürfen eine Dachneigung von 0° bis 45° aufweisen. Das Erschei-
nungsbild wird durch eine Höhenbegrenzung maßgeblich bestimmt. Aus Gründen des 
Wasserrückhalts und Klimas, sind die Dächer mit einer Neigung von 0° bis 5° nur mit 
einer extensiven Begrünung zulässig, wobei diese auf mindestens 75 % -bezogen auf 
die jeweiligen Gesamtdachfläche- zu erfolgen hat. Die Substrathöhe muss mindestens 
8 cm betragen. 
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Die Gemeinde Sölden legt ein großes Augenmerk auf regenerative Energieformen wie 
Solar und Fotovoltaik, welche der Einsparung von CO² dienen. Daher sind Anlagen, 
die der solaren Energiegewinnung dienen grundsätzlich zulässig. In diesem Zusam-
menhang wird darauf hingewiesen, dass ab dem 01. Januar 2022 in Baden-Württem-
berg die Photovoltaikpflicht für alle Neubauvorhaben gilt. 

8.2 Rücksprünge bei Hauptgebäuden 

Zur besseren Einbindung der Gebäude werden an den Giebelseiten Rücksprünge für 
die obersten Geschosse als Flachdach festgesetzt. Dadurch wird ein zu massives Er-
scheinungsbild vermieden. Die betroffenen Gebäudeseiten werden in der Planzeich-
nung benannt. Dabei wird ein Mindest- und Höchstmaß angegeben. Dabei ist eine Nut-
zung als Terrasse möglich. 

8.3 Gestaltung von Nebengebäuden 

Damit Nebengebäude insbesondere in der Höhe nicht zu massiv in Erscheinung treten 
und sich in die Landschaft einbinden, darf ihre Wandhöhe 3,0 und ihre Gesamthöhe 
4,0 m nicht überschreiten. Höhenbezugspunkt ist jeweils die Oberkante des Geländes 
(nach Herstellung der Baumaßnahme), gemessen an der Mitte des jeweiligen Neben-
gebäudes. 

8.4 Einfriedigungen und Mauern 

Zur Gestaltung des Straßenraumes werden Höhenbeschränkungen für Einfriedungen 
zu der öffentlichen Verkehrsfläche („Im Gaisbühl“) getroffen. So dürfen Einfriedigungen 
bis 1,50 m hinter der öffentlichen Verkehrsfläche nicht höher als 0,8 m sein.  

Darüber hinaus wird um eine negative visuelle Wirkung für das Gesamtgebiet die Ver-
wendung von Stacheldraht als Einfriedigung ausgeschlossen. Aus gleichen Gründen 
sind Maschendraht und Drahtzäune nur mit Heckenhinterpflanzungen zulässig. 

Um die Ansichten für die Öffentlichkeit und den nächstgelegenen Nachbarn (im Süd-
westen) an die Umgebung anzupassen, wurde zudem festgesetzt, dass Stützmauern 
und die Wände der Tiefgarage nicht als Betonwand bzw. durchgängig als Fassade mit 
dem Hauptgebäude in Erscheinung treten, sondern entweder mit einer Böschung in 
das Gelände eingebunden oder in Natursteinoptik (massiv oder als Verkleidung) aus-
geführt werden müssen. Dadurch wird das 2-geschossige Erscheinungsbild erhalten 
und der Gebietscharakter berücksichtigt. Aufgrund des Gewässerschutzes dürfen Auf-
schüttungen oder Mauern nicht innerhalb des Gewässerrandstreifens ausgebildet wer-
den.  

8.5 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke 

Um die positive grüngestalterische Gesamtwirkung des Plangebiets zu unterstützen, 
wird festgesetzt, dass die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke zu begrünen 
bzw. gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten sind. 

Ebenfalls aus gestalterischen Gründen, zur Durchgrünung des Gebiets sowie zur Ver-
meidung von Geruchsbildung sind Nebenflächen wie Mülltonnen-, Abfall- und Lager-
plätze dauerhaft gegenüber dem öffentlichen Raum abzuschirmen und zu begrünen. 

8.6 Außenantennen und Niederspannungsfreileitungen 

Um die Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes gerade hier am Ortsrand 
durch zu viele Antennen oder Satellitenanlagen oder Niederspannungsfreileitungen zu 
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verhindern, ist pro Einzelhaus nur eine dieser Anlagen bzw. keine Niederspannungs-
leitungen zulässig. 

8.7 Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswasser 

Im Sinne des Hochwasserschutzes ist vorgesehen, das anfallende Niederschlagswas-
ser im Plangebiet zurückzuhalten. Da eine direkte Versickerung aufgrund der Boden-
verhältnisse und dem vorkommenden Schichtwasser nicht oder nur begrenzt möglich 
ist, ist das anfallende Niederschlagswasser zu sammeln und gedrosselt in die öffentli-
che Regenwasserkanalisation abzuleiten.  

Siehe hierzu auch Kapitel 16. 

9 UMWELTPRÜFUNG UND UMWELTBERICHT 

Aufgrund der erforderlichen Umstellung auf das Regelverfahren sind eine Umweltprü-
fung, ein Umweltbericht, die Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie eine zusammenfassende Erklärung erforderlich. 

Daher hat das Büro Kunz GaLaPlan gemäß § 2 Abs 4 BauGB für die Belange des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchge-
führt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt wurden 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet worden sind. Der Umweltbericht 
ist dem Bebauungsplan als Anhang beigefügt. Der Umweltbericht kommt zu folgendem 
Ergebnis:  

„Durch die geplante Errichtung von Wohngebäuden kommt es im Plangebiet im Ver-
gleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan zu einer Verringerung der max. zulässigen 
Flächenversiegelung um 433 m². Im Vergleich zum tatsächlichen Bestand werden 
1.410 m² versiegelt, d.h. es kommt zu einem Verlust von unversiegelten Grün- und 
Gehölzflächen sowie (teil)versiegelten Flächen. Hierdurch entstehen v.a. Beeinträchti-
gungen für die Schutzgüter Pflanzen/Tiere und Boden sowie in geringerem Umfang für 
die Schutzgüter Grundwasser, Klima/Luft und Landschaft/Erholung.  

Im Rahmen des Bebauungsplans werden private Grünflächen (Gewässerrandstreifen) 
innerhalb des Plangebiets festgesetzt. Zudem sind 5 Baumanpflanzungen vorgesehen 
(1x räumlich verortet, 4 unverortet). Die unbebaubaren Flächen des Plangebiets sind 
zukünftig als möglichst naturnahe und insektenfreundliche Grün- bzw. Gartenflächen 
zu gestalten.  

Bei Umsetzung der vorstehend genannten Maßnahmen kann der naturschutzfachliche 
Ausgleich (Schutzgut Pflanzen und Tiere und Schutzgut Boden) für die Eingriffe durch 
das hier gegenständliche Vorhaben vollständig erbracht bzw. ersetzt werden. Es ver-
bleibt ein ÖP-Überschuss.“ 

10 ARTENSCHUTZ 

Neben den Umweltbelangen wurde ebenfalls durch das Büro Kunz GaLaPlan für das 
Plangebiet eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. 

Neben verschiedenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind für die Arten-
gruppe Vögel vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (zwei Weidenkörben bzw. Nisthil-
fen für Turmfalken) vorsorglich durchzuführen. Die Maßnahme wird soweit erforderlich 
vertraglich gesichert.  
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Unter Einhaltung der vorgegebenen Vermeidungs- Minimierungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen kann das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für die be-
troffenen Artengruppen ausgeschlossen werden. 

Die Maßnahmen werden als nachrichtliche Übernahme/Hinweise in die Bebauungsvor-
schriften übernommen.  

11 KLIMASCHUTZ 

Gem. § 1 a Abs. 5 BauGB ist den Erfordernissen des Klimaschutzes auch im Bauleit-
verfahren Rechnung zu tragen. Die Gemeinde Sölden misst diesem Belang eine hohe 
Bedeutung zu. 

Im Plangebiet wird eine für den Standort angemessene Bebauungsdichte in Form von 
Einzelhäusern mit Satteldächern gewählt. Ausrichtung und Neigung der Dächer erlaubt 
grundsätzlich eine Nutzung von regenerativen Energieformen wie Photovoltaik und So-
lar. Die Baukörper sind dabei so angeordnet, dass eine möglichst geringe Verschattung 
der benachbarten Bebauung entsteht. Zu berücksichtigen sind hierbei auch die topo-
grafischen Verhältnisse mit einem nach Südosten ansteigenden Hang. 

Nicht zuletzt tragen die intensiven Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen sowie die An-
lage von Grünbereichen positiv dem Klimaschutz bei. 

12 HANGWASSER 

Für das Plangebiet wurden Starkregenberechnungen und hydrologische Berechnun-
gen durchgeführt, um im Rahmen der Nachverdichtung des Baugebietes die Hangent-
wässerung (Oberflächenzufluss und Abfluss aus den Hangflächen oberhalb des Bau-
gebiets) mit zu berücksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass sich die Situation gegen-
über dem Ist-Zustand nicht verändert, d.h. die oberhalb anfallenden Regenwässer wird 
über dem Baugebiet abgefangen und dem nordöstlich in den Graben eingeleitet. Die 
gutachterliche Stellungnahme von Wald und Corbe trifft hierzu im Detail folgende Aus-
sagen: 

„Starkregenrisikomanagementuntersuchung (SRRM) für die Gemeinde Sölden 

Die Gemeinde Sölden ist sich der Hochwassergefährdung ihrer Ortslage bewusst. So 
traten in der jüngsten Vergangenheit  im Ortsbereich bereits  kritische Situationen auf. 
Es wird  seitens der Gemeinde  befürchtet, dass sich durch  die Folgen der Klimaän-
derung die HW-Gefährdung zukünftige weiter verschärft. Die Gemeinde liegt im Ober-
lauf  größerer Gewässer (Quellbereich) und weist bereichsweise sehr steile Hanglagen 
auf. Die größten HW-Gefährdungen entstehen in solch kleinen Einzugsgebieten  und 
Hangflächen  durch lokalen sommerliche Starkregenereignissen (Sommergewitter). 

Die Gemeinde hat bei WALD+CORBE daher eine Starkregenrisikomanagement 
(SRRM) -Untersuchung nach dem Lan- desleitfaden beauftragt, die zwischenzeitlich 
weitgehend abgeschlossen ist. Die Ergebnisse der SRRM-Berechnungen zeigen die 
bestehenden Gefährdungen auf (Bestandsanalyse) und liefern als zentrales Ergebnis 
Vorschläge zur Verbesserung des HW-Schutzes. Nachgerechnet werden  im Rahmen 
solcher Untersuchungen dabei 3 Starkregenereignisse mit  unterschiedlichen Auftre-
tenswahrscheinlichkeiten  („selten,  außergewöhnlich, extrem“).  Die Berechnungser-
gebnisse werden  für diese 3 Ereignisse in Form von Wassertiefenkarten mit Fließwe-
gen und Fließrichtungen aufbereitet. Maßgebend ist für Fragestellungen  des HW-
Schutzes ist dabei meist das „außergewöhnliche Ereignis“, das in der Realität bereits 
ein sehr starkem HW entspricht. 
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Die Abbildung 1 zeigt die SRRM-Berechnungsergebnisse des Ist-Zustandes für ein 
„außergewöhnliches“ Ereignis. Dar- gestellt ist der Untersuchungsraum des Neubau-
gebiets. Die Fließpfeile zeigen welche Bereiche in welche Richtung entwässern. Au-
ßerdem  zeigen Bereiche ohne Einfärbung  Bereiche mit  nur  geringen  Wassertiefen  
und damit  Höhenrücken. Aus Fließrichtung und Höhenrücken lassen sich die Wasser-
scheiden  (Einzugsgebietsgrenzen,  Hangflächen)  ab- grenzen. Danach besitzt das 
die Im Gaisbühl kreuzende Seitengewässer NN-ET7 ein vergleichsweise großes Ein-
zugsgebiet mit steilen Hangflächen.  Dabei fließt auch der Großteil  der zu fassenden 
Hangfläche oberstromig des Baugebiet Blümlematten dem Gewässer NN-ET7 zu. 

 

Einfluss der geplanten Hangwasserableitung auf Gewässersituation NN-ET7 

Oberstrom der Neubebauung ist hangseitig  ein Ableitungsgraben vorgesehen,  der 
das im Starkregenfall anfallende Hangwasser aufnehmen und gezielt in Richtung Ge-
wässers NN-ET7 ableiten  wird. Diese Maßnahme schützt die Neubebauung  und die 
unterstromige Bestandsbebauung. 

Wie die Fließpfeile verdeutlichen entsteht durch die Ableitung des Hangwassers keine 
Mehrbelastung im Gewässer. Bei den Berechnungen der Hochwassergefahrenkarten 
(Abbildung 2) wurde  bereits  die Flächen berücksichtigt. Wie ein Auszug aus der Ge-
fahrenkarte zeigt, wird am Gewässer NN-ET7 der Durchlass Im Gaisbühl auch bei gro-
ßen HW-Ereignissen (100a) nicht eingestaut.  Die Abbildung 3 zeigt das Gewässer bei 
einem abgelaufenen Hochwasserereignis. 

Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass die Zuflüsse aus den Hangwasserableitung 
der HW-Welle aus dem größeren Einzugsgebebiet NN-ET7 zeitlich i.d.R. vorauslaufen 
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werden. Die HW-Spitzen (Zufluss Hangwasser und NN-ET7) werden sich dadurch  im 
Gewässer NN-ET7 zeitlich nicht überlagern. 

 

“ 

13 GEOLOGIE/HYDROGEOLOGIE 

Die Ingenieurgruppe Geotechnik, Kirchzarten, wurde beauftragt, für die Erschließung 
geotechnische Leistungen zu erbringen, die Angaben zum geplanten Kanal- und Stra-
ßenbau, zur Versickerungsfähigkeit des Untergrundes sowie allgemeine Angaben zur 
Bebaubarkeit für eine Wohnbebauung enthält. Eine eingehende Baugrunderkundung, 
-beurteilung und Gründungsberatung für konkrete Einzelbauvorhaben kann erst erfol-
gen, wenn eine konkrete Planung für eine Bebauung vorliegt und ist für die Erstellung 
des Bebauungsplans nicht erforderlich. 

Gemäß dem nun vorliegenden geotechnischen Bericht vom 07.10.2022 herrschen fol-
gende allgemeinen geotechnischen Randbedingungen vor:  

Der Untergrund im Baugebiet wird unter einem ca. 0,2 bis 0,5 m dicken Oberboden und 
einer Auffüllung (Tragschicht im Bereich der Zufahrt zum [bestehenden] Wohnhaus und 
großflächige Auffüllung im nördlichen Teil des Baugebiets) aus einer mehr als 8 m 
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mächtigen bindigen Decklage mit vergleichsweise geringer Scherfestigkeit sowie ver-
hältnismäßig starker Zusammendrückbarkeit aufgebaut, die als stark wasser- und frost-
empfindlich und gering wasserdurchlässig einzustufen ist. Nach länger anhaltender 
feuchter Witterung ist in den Böden mit Hang-/ Schichtwasser zu rechnen. 

Hieraus ergeben sich Vorgaben für den Kanal- und Leitungsbau, die Verkehrsflächen 
und die Gründung der Hochbauten, die dem Gutachten zu entnehmen sind. 

Für die weitere Bauleitplanung ist zu berücksichtigen, Gebäude gegen drückendes 
Wasser abzudichten und auftriebssicher zu gestalten. Es wird daher festgesetzt, dass 
Gebäude auftriebssicher unter Berücksichtigung des Bemessungswasserstandes in 
Höhe der derzeitigen Geländeoberfläche (u. a. aufstauendes Niederschlagswasser) 
bzw. bis in Höhe der Aufstau begrenzenden Dränage ausgebildet werden müssen.  

Aufgrund der erforderlichen Böschungswinkel von < 45° ist der im Osten des Gebiets 
bestehende Baumbestand nicht haltbar. 

Zudem werden Hinweise zum Umgang mit Aushubmaterial und etwaiger Entsorgungs-
erfordernisse gegeben. 

Die schwach bindigen bis bindigen Erdstoffe der Decklage und die aufgefüllten Erd-
stoffe sind nicht ausreichend wasserdurchlässig, weshalb in diesen Erdstoffen keine 
technische Versickerung möglich ist. Es ist daher erforderlich, das Wasser anderweitig 
(Zisternen) zurückzuhalten und gedrosselt in die Kanalisation abzuleiten. 

Bezüglich des Oberbodens werden die Vorsorgewerte nach BBodSchV überschritten. 
Die an den untersuchten Oberbodenproben vorgenommenen Untersuchungen erge-
ben Anreicherungen mit Blei. Hinsichtlich des Wirkungspfades Boden - Mensch liegen 
keine Prüfwertüberschreitungen und damit Gefährdungen vor. Sofern es nach sorgfäl-
tiger Prüfung keine Verwendungsmöglichkeit für den Oberboden gibt, kann hilfsweise 
nach den Vorgaben des Abfallrechts verfahren werden. Unter Anwendung der VwV 
Boden können die o. g. Proben mit dem Zuordnungswert Z0*IIIA nach VwV Boden ein- 
gestuft werden. Für die Verwendung des Oberbodens werden im Gutachten Empfeh-
lungen gegeben. 

14 VERKEHRSERSCHLIEßUNG / VERKEHRSLÄRM 

Die verkehrliche Anbindung des Plangebiets an das öffentliche Verkehrsnetz der Ge-
meinde Sölden erfolgt in ökonomischer Weise direkt über die unmittelbar an das Plan-
gebiet angrenzende Straße „Im Gaisbühl“. Zur Klarstellung, dass es sich um einen qua-
lifizierten Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB handelt, wird diese als öffentliche 
Verkehrsfläche mit in den Geltungsbereich des Bebauungsplans aufgenommen.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans können sich Änderungen der Lärmsituation 
für die Nachbarschaft einstellen. Daher wurden in einer schalltechnischen Stellung-
nahme die potenziellen Änderungen ermittelt und bewertet. Maßgebend ist hier der 
Straßenverkehr der angrenzenden Straße „Im Gaisbühl”. Das Gutachten von Fichtner 
Water & Transportation - Freiburg vom 27.09.2022 wird dem Bebauungsplan beigefügt. 

Abwägungserheblich sind in jedem Fall wesentliche Lärmerhöhungen. In Anlehnung 
an die Kriterien der Verkehrslärmschutzverordnung ist demnach zu prüfen, ob sich die 
Beurteilungspegel durch die Planung wesentlich, d.h. um mindestens 2,1 dB(A) (ge-
rundet 3 dB(A)) bei gleichzeitiger Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV erhöhen. Darüber hinaus können Pegeländerungen zwar nicht wesentlich, 
aber bereits wahrnehmbar sein. Die Schwelle zur Wahrnehmbarkeit liegt bei ca. 
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1 dB(A). Darunter ist von keiner wahrnehmbaren Änderung der Lärmsituation auszu-
gehen. 

Die Pegeländerung durch das Plangebiet liegt mit 1,5 dB(A) zwar im wahrnehmbaren 
Bereich, jedoch unter der Schwelle von 2,1 dB(A). 

In der Nachbarschaft sind somit keine nach den Kriterien der Verkehrslärmschutzver-
ordnung wesentlichen Erhöhungen zu erwarten. Durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans werden somit keine Anforderungen hinsichtlich des Lärmschutzes in der Nach-
barschaft ausgelöst. Auch zum Schutz des Plangebiets sind bei den geringen absolu-
ten Lärmbelastungen keine Festsetzungen erforderlich. 

15 LANDWIRTSCHAFTLICHE BELANGE 

An das Plangebiet grenzen im Süden landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Damit ist 
mit erhöhten Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen zu rechnen, welche als ortsüblich 
hinzunehmen sind. 

16 ENTWÄSSERUNGSKONZEPT 

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. 

Gewerbliches und häusliches Schmutzwasser ist dem öffentlichen Schmutzwasserka-
nal zuzuleiten.  In den Anschlussleitungen an die öffentliche Kanalisation müssen in-
nerhalb des Grundstückes nach der jeweiligen Bestimmung der Ortsentwässerungs-
satzung Kontrollschächte vorgesehen werden. Diese müssen stets zugänglich sein. 
Bei der Planung und Dimensionierung sind die Vorgaben der DIN EN 752 sowie der 
DIN 1986-100 zu beachten. 

Eine Versickerung von Niederschlagswasser ist aufgrund der nach dem DWA-Arbeits-
blatt 138 nicht ausreichend wasserdurchlässigen schwach bindigen bis bindigen Erd-
stoffe und aufgefüllter Erdstoffe im Plangebiet nicht möglich. Für anfallendes Nieder-
schlagswasser steht daher der öffentliche Ableitungskanal in der Straße „Im Gaisbühl“ 
zur Verfügung. Um eine Überlastung des Kanals zu verhindern, ist das Wasser auf 
dem Grundstück zurückzuhalten und gedrosselt einzuleiten. Hierzu werden entspre-
chende Festsetzungen getroffen. 

Die Festsetzung beruht auf einer fachtechnischen Stellungnahme von Wald und Corbe, 
die wie folgt lautet: 

„Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. Bei der Planung und Di-
mensionierung der Grundstücksentwässerung sind die Vorgaben der DIN EN 752 so-
wie der DIN 1986-100 zu beachten. Vor Anschluss an die öffentliche Kanalisation müs-
sen auf allen Grundstücken entsprechend der Abwassersatzung Regenwasser (RW)- 
und Schmutzwasser (SW)-Kontrollschächte vorgesehen werden. Diese müssen stets 
zugänglich sein. 

Gewerbliches und häusliches Schmutzwasser ist dem öffentlichen Schmutzwasserka-
nal zuzuleiten. 

Eine Versickerung  von Niederschlagswasser ist aufgrund der nach DWA-Arbeitsblatt 
138 nicht ausreichend wasser- durchlässigen schwach bindigen  bis bindigen  Erdstoffe  
und  aufgefüllten Erdstoffe  im Plangebiet  nicht  möglich.  Für anfallendes  Nieder-
schlagswasser steht daher der öffentliche RW-Ableitungskanal  in der Straße „Im Gais-
bühl“ zur Verfügung. Die Einleitung in den öffentlichen RW-Kanal hat gedrosselt auf 
0,2 l/s pro 100 m² angeschlossener abflusswirksamer Fläche zu erfolgen. Im Plange-
biet sind daher entsprechende Rückhaltemaßnahmen (Zisternen, Mulden, Rigolen, 
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etc.) vorzusehen.  Die Planung und Bemessung von Anlagen zur Rückhaltung  hat 
gemäß DWA-Arbeitsblatt 117 in Verbindung mit  den Arbeitshilfen für  den Umgang mit  
Regenwasser (Regenrückhaltung) der Landesanstalt für Umwelt- schutz Baden-Würt-
temberg (LUBW) zu erfolgen. Ebenfalls zu beachten sind die Vorgaben aus der Ab-
wassersatzung der Gemeinde Sölden vom 24.11.2021. 

Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass der Was-
serabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen frei-
zuhalten. Überbauen oder Verfüllen ist unzulässig. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich Überflutungen in Folge der 
Hanglage durch auftretendes Schichten- und Hangwasser bei Starkregenereignissen 
nicht auszuschließen sind, so dass bei Realisierung von Gebäudeteilen  unterhalb der  
angrenzenden Geländeoberkante  (Kellerfenster, Eingangsbereiche,  Garagenzufahr-
ten, etc.) das Thema Hochwassersicherheit/ Starkregenmanagement bei der Planung 
zu berücksichtigen ist. In diesem Zusammen- hang sind das DWA-Merkblatt 119 und 
der Praxisleitfaden des BWK „Starkregen  und urbane  Sturzfluten – Praxisleitfaden zur 
Überflutungsvorsorge“ zu beachten. Beim Nachweis der Überflutungssicherheit (erfor-
derlich für eine abfluss- wirksame Grundstücksfläche > 800 m²) gelten die DIN EN 752 
sowie die DIN 1986-100. 

Mit der genannten Vorgabe einer gedrosselten Einleitung  auf 0,2 l/s pro  100 m² an-
geschlossener  abflusswirksamer Fläche und einer maximalen Flächenversiegelung  
von 1.745 m² beträgt  der Drosselabfluss  3,49 l/s und es ergibt  sich nach DWA-A 117 
ein maximal  erforderliches Rückhaltevolumen von 42 m³ für das maßgebende Bemes-
sungsereignis der Jährlichkeit  T = 5a (siehe Anlage XX). Durch  die Reduzierung  der 
abflusswirksamen Flächen (z.B. Gründach,  teil- durchlässige Pflasterflächen, etc.) 
kann das erforderliche Rückhaltevolumen entsprechend reduziert werden. 

Um die Situation  für die Unterlieger durch das Wohngebiet auch für außergewöhnliche 
Starkregenereignisse mit Jährlichkeiten deutlich  größer  als T = 5a nicht  zu ver-
schlechtern, muss zusätzlich zum auf ein 5-jährliches  Regenereignis bemessenen 
Rückhaltevolumen der Siedlungsentwässerung weiteres Volumen zur Verfügung ge-
stellt werden. Aus der Starkregenrisikomanagement (SRRM) - Untersuchung von 
Wald+Corbe lassen sich für  die Kontrollquerschnitte KQ3, KQ4 und KQ5 die Abfluss-
volumina unterhalb des geplanten  Wohngebietes bilanzieren (Differenz  Planung / Be-
stand). Bei den bisherigen Berechnungen wurde der Versieglungsgrad des neuen Ge-
bietes zunächst anhand bestehender benachbarter Bebauung abgeschätzt und ange-
setzt (aktuelle Planungen lagen noch nicht vor). Mit diesem Ansatz ergeben sich ge-
genüber dem IST-Zustand zusätzliche 45 m³ Abflussvolumen aus dem Baugebiet,  die 
zurückgehalten werden müssen. Das endgültig erforderliche Rückhaltevolumen muss 
jedoch mit den tatsächlich angeschlossenen abflusswirk- samen Flächen noch über 
einen weiteren Rechenlauf bestimmt werden. 

Die Rückhaltung  ist für  das erforderliche Volumen  nach DWA-A 117 unterirdisch oder  
oberirdisch durch  technische Bauwerke zur Verfügung zu stellen. Das erforderliche 
Volumen der Starkregenbetrachtung kann sowohl ober- als auch unterirdisch bereitge-
stellt werden.  Hierfür sind keine technischen  Bauwerke  erforderlich. Es muss lediglich  
sichergestellt  werden,  dass das erforderliche Volumen  temporär schadlos auf der  
Oberfläche  zwischengespeichert werden kann. Bei der Ausgestaltung  der Rückhalte-
flächen auf der Oberfläche  sind kritische  Gebäudeteile  (Einfahrten,  Kellerfenster  
etc.) zu berücksichtigen und von Einstau zu schützen.   Die oberirdische Rückhaltung  
sollte  am bzw. an den Tiefpunkten der Grundstücke vorgesehen werden. Bei einer 
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unterirdischen Rückhaltung ist auf eine ausreichende Dimensionierung der Zuleitungen 
wie auch auf die Rückstauebene zu achten.“ 

17 VER- UND ENTSORGUNG 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets ist gesichert und erfolgt über das bestehende 
Leitungsnetz der Gemeinde Sölden, welche in der Straße „Im Gaisbühl“ in hinreichen-
der Dimensionierung vorhanden ist.  

Im Bebauungsplan ist im Bereich des Grundstücks Flst. Nr. 212 für den öffentlichen 
Abwasserkanal des Abwasserzweckverbandes Staufener Bucht ein Leitungsrecht ein-
getragen. Dieses Leitungsrecht ist jedoch hinfällig, da der Abwasserkanal im Jahr 2020 
in den Bettlerpfad verlegt wurde und der bestehende Abwasserkanal funktionslos ist. 
Inwieweit der Kanal von einer Bebauung betroffen ist und eine Überbauung oder Her-
ausnahme und Verfüllung erfolgt, wird im Rahmen der Baumaßnahme geklärt. 

18 BODENORDNUNG 

Zum Vollzug des Bebauungsplanes ist keine Bodenordnung nach BauGB erforderlich. 

19 KOSTEN 

Da das Plangebiet bereits durch die bestehende Straße „Im Gaisbühl“ erschlossen ist, 
sind keine weiteren Erschließungsmaßnahmen erforderlich, sodass lediglich Planungs-
kosten anfallen. 

20 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN 

Zuwiderhandlungen von nach § 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften können 
im Rahmen der Bebauungsplansatzung als ordnungswidrig definiert und mit einer 
Geldbuße belegt werden können. Dabei können nicht pauschal alle erlassenen örtli-
chen Bauvorschriften ohne Einzelbetrachtung belegt werden. Im vorliegenden Fall 
kommt die Gemeinde zu dem Schluss, dass aufgrund der Wichtigkeit die gesamten 
örtlichen Bauvorschriften 2.1 bis 2.8 ordnungswidrig sind und mit einer Geldbuße ge-
ahndet werden können. 

21 STÄDTEBAULICHE DATEN 

Geltungsbereichs: 2.574 m² 

davon: 

Allgemeines Wohngebiet WA 1.939 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche  357 m² 

Private Grünfläche  239 m² 

Wasserfläche 39 m² 
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Gemeinde Sölden, den __.__.____ 

 
 
 
 
 
 
Der Bürgermeister  Der Planverfasser 
Markus Rees 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes sowie 
der zugehörigen planungsrechtlichen Festsetzun-
gen und der örtlichen Bauvorschriften mit den 
hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeindera-
tes der Gemeinde Sölden übereinstimmen. 
 
 
 
Gemeinde Sölden, den __.__.____ 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 

Markus Rees 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbeschluss 
gem. § 10 (3) BauGB öffentlich bekannt ge-
macht worden ist. Tag der Bekanntmachung 
und somit Tag des Inkrafttretens ist der 
__.__.____. 
 
 
 
 
Gemeinde Sölden, den __.__.____ 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 

Markus Rees 
 


